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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 
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betr. Kraftverkehr in den grenznahen und Küstengebieten 
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A. Beridit des Abgeordneten Spörl: 


1. Im allgemeinen 

Der Antrag — Drucksache 1336 — wurde in der 
85. Plenarsitzung des Deutschen Bundestages am 
8. Juni 1955 federführend an den Ausschuß für 
Verkehrswesen und zur Mitberatung an die Aus- 
schüsse für Wirtschaftspolitik, für Gesamtdeutsche 
und Berliner Fragen sowie für Grenzlandfragen 
überwiesen. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 2626 — wurde 
in der 164. Plenarsitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 11. Oktober 1956 an den Ausschuß für 
Verkehrswesen überwiesen. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen bat den Bun- 
desminister für Verkehr bereits mit Schreiben vom 
3. Juni 1955, mit der Vorbereitung einer Stellung- 
nahme zu Drucksache 1336 zu beginnen. 

Mit Schreiben vom 29. Juli 1955 (StV 3 — 6119 
B/55 — h. V. 6032 Ry 55 — 6039 R/55) legte der 
Bundesminister für Verkehr folgende schriftliche 
Stellungnahme und eine Karte vor: 

„l.Auf meine Stellungnahme zur Großen An- 
frage der Fraktion der FDP — Drucksache 392 — 
in der 38. Plenarsitzung des Deutschen Bun- 
destages vom 9. Juli 1954 nehme ich Bezug. 

2. Eine allgemeine Erweiterung der 
Nahverkehrszone des Güterkraftverkehrs in 


allen grenznahen und Küstenge- 
bieten kann aus verkehrspoliti- 
schen Gründen nicht in Betracht kom- 
men. Die anliegende Karte macht dies augen- 
scheinlich. 

3. § 2 Abs. 4 des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697) gibt 
dem Bundesminister für Verkehr nur die Mög- 
lichkeit, für die grenznahen Gebiete, nicht aber 
für die Küstengebiete durch Rechtsverord- 
nung Ausnahmen zu machen. Von dieser Er- 
mächtigung habe ich bisher keinen Gebrauch 
machen können. Ich bedarf hierzu der Zustim- 
mung des Bundesrates; mit den Ländern 
konnte jedoch kein Einverneh- 
men darüber erzielt werden, 
welche grenznahen Gebiete be- 
günstigt werden sollen. 

4. Der Bundesrat hat bei seiner Zustimmung 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des 
Straßenverkehrs durch Entlastung der Straßen 
(Straßenentlastungsgesetz) — Drucksache 574 — 
angeregt, § 2 Abs. 4 GüKG im Rahmen die- 
ses Gesetzes zu ändern; für die Obersten Lan- 
desverkehrsbehörden soll danach die Er- 
mächtigung vorgesehen werden, durch 
Zulassung angenommener (fiktiver) 
Standorte im Zonen- und Saar- 
randgebiet die Nahverkehrszone 
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zu erweitern. Die Bundesregierung hat 
diesem Vorschlag des Bundesrates mit der 
Maßgabe zugestimmt, daß § 2 Abs. 4 GüKG 
in seiner jetzigen Fassung aufgehoben wird. 

5. Der Entwurf des Straßenentlastungsgesetzes 
mit den Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates und der Stellungnahme der Bundes- 
regierung liegt dem Deutschen Bundestag seit 
Juli 1954 vor. Ich darf anheimstellen, über die- 
jenigen Bestimmungen des Entwurfs des Stra- 
ßenentlastungsgesetzes, die den in Nr. 3 ge- 
nannten Fragenbereich behandeln, vorab zu 
beraten und Beschluß zu fassen.“ 

Mit Schreiben vom 29. Juni 1955 fragte der 
Vorsitzende des Ausschusses für Verkehrswesen 
an, ob beim Bundesministerium für Verkehr eine 
Novelle zum Güterkraftverkehrsgesetz in Vorbe- 
reitung sei. Der Bundesminister für Verkehr ant- 
wortete mit Schreiben vom 6. September 1955 
(StV 3 — 6135 B/55): 

„ Die Vorbereitungen für den Entwurf 

eines umfassenden Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Güterkraftverkehrsgesetzes 
werden in meinem Haus fortgesetzt. Ich darf 
mich auch auf mein Schreiben beziehen, das 
ich auf den Antrag der Fraktion der FDP betr. 
Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes 
— Drucksache 678 — am 16. August 1954 an den 
Ausschuß für Verkehrswesen gerichtet habe. 
Einige der an den Vorarbeiten beteiligten Be- 
hörden und Verbände haben ihre Vorschläge 
noch nicht übersandt. Die Besprechungen mit 
den Beteiligten sollen im Spätherbst fortgesetzt 
werden. Bei dem großen Umfang des bisher 
vorliegenden Materials ist damit zu rechnen, 
daß die Besprechungen mit den Verbänden, 
Ländern und Bundesressorts längere Zeit be- 
anspruchen werden. Ich glaube daher nicht, 
daß ein kabinettsreifer Entwurf vor 
dem Frühjahr 1956 vorliegen wird.“ 

Mit Schreiben vom 22. März 1956 fragte der Vor- 
sitzende des Ausschusses für Verkehrswesen den 
Bundesminister für Verkehr, wann mit dem kabi- 
nettsreifen Entwurf einer Novelle zum GüKG nun- 
mehr gerechnet werden könne. 

Der Bundesminister für Verkehr antwortete 
darauf mit Schreiben vom 4. Mai 1956 (StV 3 — 
6190 B/55 II): 

„Die Vorbereitungen für die Novelle zum Gü- 
terkraftverkehrsgesetz, nach deren Stand Sie 
in Ihrem Schreiben vom 22. März 1956 fragen, 
sind zeitraubender, als ursprünglich vorgese- 
hen. Es fehlen noch immer die Vorschläge von 
verschiedenen Organisationen. Schon jetzt läßt 
sich aber übersehen, daß die Novelle recht 
umfangreich werden wird. Es ist deshalb nicht 
damit zu rechnen, daß sie vor Anfang 1957 
vorgelegt werden kann. Ob man den Deut- 
schen Bundestag in dieser Wahlperiode dann 
noch mit einem so umfangreichen Vorhaben 
belasten kann, bleibt abzuwarten . . .“. 


Inzwischen hatten die niedersächsischen Mitglie- 
der im Bundesrat den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes einge- 
bracht. Der Initiativgesetzentwurf des Bundesrates 
hat die Änderungsvorschläge der Bundesregierung 
zum Güterkraftverkehrsgesetz aus dem Entwurf 
eines Straßenentlastungsgesetzes im wesentlichen 
wörtlich übernommen (Druclcsache 2626). 


2. Im einzelnen 

Im Ausschuß für Verkehrswesen wurde der An- 
trag — Drucksache 1336 — erstmalig am 26. Okto- 
ber 1955 behandelt. Seinerzeit herrschte Einmütig- 
keit, ihn zusammen mit der beim Bundesmini- 
sterium für Verkehr in Arbeit befindlichen großen 
Novelle zur Änderung des GüKG zu beraten. In 
der Sitzung des Ausschusses für Verkehrswesen 
vom 14. Dezember 1955 wurde die Drucksache 1336 
zum ersten Male eingehend beraten. Dabei stellte 
der Vertreter des Bundesministeriums für Verkehr 
folgende wichtige Gesichtspunkte zur Frage der 
Erweiterung der Nahverkehrszone in den 
Grenzgebieten heraus: 

1. könnten Ausnahmen nur für den gewerb- 
lichen Güternahverkehr, jedoch nicht 
für den Werknahverkehr gewährt werden. 
Der Werknahverkehr sei an der Erweiterung der 
Nahzone nur in steuerlicher Hinsicht interessiert. 
In steuerlicher Hinsicht habe jedoch der Werk- 
verkehr des Zonen- und Saar-Randgebiets be- 
reits Erleichterungen durch das Verkehrsfinanz- 
gesetz 1955 und durch die dazu ergangene Durch- 
führungsverordnung erhalten. 

2. seien mit den meisten anliegenden Staaten im 
Westen internationale Abkommen ge- 
schlossen worden, in denen Erleichterungen für 
den grenzüberschreitenden Verkehr vorgesehen 
seien. Solche Erleichterungen hätten aus erklär- 
lichen Gründen für die Unternehmen des Zonen- 
und Saar-Randgebiets nicht getroffen werden 
können. 

3. hätten die Unternehmer an den alten 
Grenzen im Westen ihren Betrieb von vorn- 
herein auf das innerdeutsche Gebiet und nicht auf 
das Gebiet jenseits der Grenze ausgerichtet. Die 
Unternehmer im Zonenrandgebiet längs 
des Eisernen Vorhangs hätten dagegen ihren Be- 
trieb ursprünglich auch auf die Gebiete jenseits 
des Eisernen Vorhangs eingestellt; nur sie be- 
dürften daher einer Hilfe durch die vorgesehene 
Sonderregelung. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen beschloß, 
die abschließende Beratung erst dann vorzuneh- 
men, wenn die Stellungnahmen der an der Bera- 
tung des Antrags — Drucksache 1336 — beteiligten 
Ausschüsse für Wirtschaftspolitik, für Gesamt- 
deutsche und Berliner Fragen sowie für Grenz- 
landfragen vorliegen. Der Vorsitzende des Aus- 
schusses für Verkehrswesen bat mit Schreiben vom 



14. Dezember 1955, 21, Januar und 22. März 1956 
die mitberatenden Ausschüsse um baldmögliche 
Vorlage einer schriftlichen Stellungnahme. 

a) Der Ausschuß für Gesamtdeutsche und Berliner 
Fragen legte folgende Stellungnahme vor: 

Schreiben vom 11. Januar 1956: 

„Der Ausschuß für Gesamtdeutsche und Ber- 
liner Fragen hat in seiner heutigen Sitzung 
den Antrag der Abgeordneten Müller-Her- 
mann, Dr. Dollinger, Friese, Rümmele, Frau 
Dr. h. c. Weber (Aachen), Barlage und Ge- 
nossen betr. Kraftverkehr in den grenznahen 
und Küstengebieten — Drucksache 1336 — 
beraten und beschlossen, dem federführen- 
den Ausschuß für Verkehrswesen zu empfeh- 
len, den Antrag in folgender Fassung anzu- 
nehmen: 

,Die Bundesregierung wird ersucht, 

durch Rechtsverordnung im Sinn des § 2 
des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 17. Ok- 
tober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697) über 
die Festsetzung fiktiver Standorte für die 
Nahzone dem Kraftverkehr in den grenz- 
nahen und Küstengebieten baldmöglich die 
Voraussetzung für eine normale wirtschaft- 
liche Betätigung zu verschaffen. ‘ 

Der Ausschuß hält sich bei der Beurteilung 
dieses Antrags nur soweit für zuständig, als 
die Lage im Zonenrandgebiet und im Saar- 
grenzgebiet hiervon betroffen wird.“ 

Schreiben vom 14. Januar 1956: 

„Eine Rückfrage aus dem Bundesministerium 
für Verkehr veranlaßt mich, zu meinem 
Schreiben vom 11. Januar 1956 noclimals aus- 
drücklich festzustellen, daß der Ausschuß für 
Gesamtdeutsche und Berliner Fragen mit dem 
vorliegenden Antrag sich nur soweit befaßt 
hat, als die Lage im Zonenrandgebiet und im 
Saargrenzgebiet hiervon betroffen wird, sich 
jedoch in diesem Rahmen dafür aussprach, 
daß durch Rechtsverordnung im Sinn des § 2 
des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 17. Ok- 
tober 1952 über die Festsetzung fiktiver 
Standorte für die Nahzone baldmöglich die 
Voraussetzung für eine normale wirtschaft- 
liche Betätigung des Kraftverkehrs geschaffen 
wird.“ 

b) Der Ausschuß für Grenzlandfragen beschloß in 
seiner Sitzung vom 8. Februar 1956, dem feder- 
führenden Ausschuß für Verkehrswesen zu 
empfehlen, den § 4 des Entwurfs eines Straßen- 
entlastungsgesetzes, der den im Antrag ange- 
sprochenen Fragenbereich behandelt, vorzuzie- 
hen und als Initiativgesetz dem Plenum vorzu- 
legen. 

c) Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik nahm mit 
Schreiben vom 12. April 1956 wie folgt Stellung: 

„Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik .... 
stimmt dem Anliegen des Antrags — Druck- 


sache 1336 — insoweit zu, als es sich um die 
Zonenrandgebiete, die tschechische Grenze 
und den Saargrenzgürtel handelt . . .“. 

In seiner Sitzung vom 7. November 1956 be- 
endete der Ausschuß für Verkehrswesen seine Be- 
ratungen über die Vorlagen — Drucksachen 1336 
und 2626 — und kam zu folgenden Ergebnissen: 

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 1) 

beschloß der Ausschuß für Verkehrswesen ein- 
stimmig mit Zustimmung der Vertreter der Bun- 
desregierung, den § 1 zu streichen. Die Begriffs- 
bestimmung des „Hoheitsverkehrs“ soll im Rahmen 
der beim Bundesminister für Verkehr in Vorberei- 
tung befindlichen großen Novelle zum Güterkraft- 
verkehrsgesetz noch einmal in Zusammenarbeit 
mit den Obersten Landesverkehrsbehörden über- 
prüft werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 2 Abs. 4) 

Diese Vorschrift war mehrfach Gegenstand aus- 
führlicher Beratungen. Zu diesem umstrittenen 
Fragenkomplex lagen dem Ausschuß für Verkehrs- 
wesen folgende Anträge vor: 

1. A) Die Abgeordneten Brück und Günther stell- 
ten den Antrag, den Satz 2 des Entwurfs zu 
§ 2 Abs. 4 GüKG durch folgende Sätze zu 
ersetzen: 

„Für Kraftfahrzeuge von Unternehmen in 
Gemeinden des übrigen Bundesgebietes, die 
in der Luftlinie nicht mehr als zwanzig 
Kilometer von der Grenze der Bundes- 
republik Deutschland entfernt liegen, kön- 
nen die Obersten Landesverkehrsbehörden 
auf Antrag angenommene (fiktive) Stand- 
orte bestimmen. 

Der Bundesminister für Verkehr bestimmt 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Richtlinien, nach denen 
die angenommenen (fiktiven) Standorte 
festzulegen sind.“ 

Für diesen Antrag war im Ausschuß für Ver- 
kehrswesen eine Mehrheit nicht zu erreichen. 
Daraufhin erklärten sich die Antragsteller 
damit einverstanden, die Worte „zwanzig 
Kilometer“ durch die Worte „fünfzehn 
K i 1 o m e t e r“ zu ersetzen. Auch dafür war 
im Ausschuß eine Mehrheit nicht zu erreichen. 

Schließlich legten die Abgeordneten Brück 
und Günther folgenden Antrag vor: 

„Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 2 Abs. 4 des Güterkraftverkehrsgesetzes 
vom 17. Oktober 1952 erhält folgende 
Fassung: 

(4) 

a) Für Kraftfahrzeuge von Unternehmen 
des gewerblichen Güternahverkehrs in 
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Gemeinden, die in dem von der Bundes- 
regierung anerkannten Zonenrandgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland liegen, 
können die Obersten Landesverkehrs- 
behörden zugunsten von Unternehmen, 
die bereits am 1. April 1954 ihren Sitz 
in dem Zonenrandgebiet hatten, ange- 
nommene (fiktive) Standorte bestimmen, 
die nicht mehr als 40 km in der Luft- 
linie von dem Zonenrand der Bundes- 
republik Deutschland und vom tatsäch- 
lichen Standort liegen dürfen. 

b) Für Kraftfahrzeuge von Unternehmen 
in Gemeinden des übrigen Gebietes der 
Bundesrepublik Deutschland, die in der 
Luftlinie nicht mehr als 15 km von der 
Grenze der Bundesrepublik Deutschland 
entfernt liegen, können die Obersten 
Landesverkehrsbehörden auf Antrag 
angenommene (fiktive) Standorte be- 
stimmen. 

c) Entsprechendes gilt für die Kraftfahr- 
zeuge von Unternehmen, die ihren Sitz 
in Gemeinden haben, die nicht weiter 
als 20 km in der Luftlinie vom Saarge- 
biet — bis zu dessen wirtschaftlicher 
Angliederung — entfernt liegen. 

d) Der Bundesminister für Verkehr be- 
stimmt durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die Richt- 
linien, nach denen die angenommenen 
(fiktiven) Standorte festzulegen sind.“ 

(Durch die nachstehende Grundsatzentschei- 
dung erübrigt sich eine Abstimmung über 
diesen Antrag.) 

B) Der Abgeordnete Glüsing stellte den Antrag, 
in die vorgesehene Regelung für den Güter- 
nahverkehr auch die Westküste Schleswig- 
Holsteins einzubeziehen. 

Dieser Antrag erreichte im Ausschuß keine 
Mehrheit. 

C) Der Abgeordnete Schlick beantragte, in dem 
Entwurf zu § 2 Abs. 4 Satz 2 letzter Halbsatz 
GüKG (Saarrandgebiet) die Worte „20 km“ 
durch die Worte „40 km“ zu ersetzen. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen beschloß, 
die Erweiterung der Nahverkehrszone im 
Saarrandgebiet für alle Gemeinden vorzu- 
sehen, die nicht weiter als 40 km in der Luft- 
linie vom Saarrandgebiet entfernt liegen, 

2. Der Abgeordnete Bock beantragte, die vorgese- 
hene Nahzonenregelung für grenznahe Gebiete 
auch auf den Werkverkehr auszudehnen. 

Der Antragsteller zog seinen Antrag später zu- 
rück. 

In einer Grundsatzabstimmung beschloß der Aus- 
schuß für Verkehrswesen mit Mehrheit, eine Er- 


weiterung der Nahverkehrszone nur für den ge- 
werblichen Güternahverkehr im Zonen- und Saar- 
randgebiet vorzusehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 9 Abs. 2 Satz 2) 

stellte der Abgeordnete Bock den Antrag, den Ent- 
wurf dahingehend zu ergänzen, daß die Gebrech- 
lichkeit des Unternehmers amtsärztlich festgestellt 
sein muß. Der Ausschuß für Verkehrswesen 
stimmte diesem Antrag zu. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 a (§ 19 Abs. 1) 

Auch diese Vorschrift beruht auf einem Antrag 
des Abgeordneten Bock; sie soll sicherstellen, daß 
der Unternehmer, wenn er das Unternehmen ge- 
erbt hat, es innerhalb einer bestimmten Frist auf 
einen Dritten gleichfalls mit der Wirkung über- 
tragen kann, daß der Dritte außerhalb des Kontin- 
gents eine Genehmigung erhalten kann. Insoweit 
ist der Katalog der Ausnahmen nach Artikel 1 
Nr. 3 des Entwurfs (§ 9 Abs. 2 Satz 2 GüKG) er- 
weitert. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 48 Abs. 3) 

Der Ausschuß stimmte der Vorlage des Bundes- 
rates zu. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 (§ 99) 

Im Hinblick darauf, daß der Ausschuß für Ver- 
kehrswesen beschlossen hatte, den Artikel 1 Nr. 1 
zu streichen, mußte auch der Artikel 1 Nr. 5 ge- 
strichen werden; diese Vorschrift sollte einen Ver- 
stoß gegen § 1 mit Bußgeld bedrohen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 (§ 106 Abs. 2) 

Diese Vorschrift hat der Ausschuß für Verkehrs- 
wesen in den Entwurf eingefügt. Die Formulierung 
dient der Klarstellung gegenüber in der Recht- 
sprechung gelegentlich gehegten Zweifeln an der 
Rechtsgültigkeit des Reichskraftwagentarifs. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel entspricht der üblichen Fassung der 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Um den Behörden die Möglichkeit zu geben, die 
Durchführung des Artikels 1 Nr. 2 hinreichend 
vorzubereiten, soll diese Vorschrift erst einen 
Monat nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft 
treten. 

Bonn, den 7. November 1956 

Spörl 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 2626 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. den Antrag der Abgeordneten Müller-Hermann, 
Dr. Dollinger, Friese, Kümmele, Frau Dr. h. c. 
Weber (Aachen), Barlage und Genossen betr, 
Kraftverkehr in den grenznahen und Küsten- 
gebieten — Drucksache 1336 — 

durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 für erledigt 
zu erklären; 

3. die zu den Drucksachen 1336 und 2626 eingegan- 
genen Petitionen und Eingaben durch die Be- 
schlußfassung zu Nr. 1 für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 7. November 1956 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 


Rümmele 

Vorsitzender 


Spörl 

Berichterstatter 



Zusammenste 11 un g 

des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 

- Drucksache 2626 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehrswesen 

(30. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

Die Beförderung von Gütern mit Kraft- 
fahrzeugen ist nur als Güternahverkehr, 
Güterfernverkehr oder Werkverkehr im 
Sinne dieses Gesetzes oder im Rahmen der 
Hoheitstätigkeit des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und Gemeindeverbände so- 
wie der Körperschaften und Anstalten des 
öffentlichen Rechts zulässig. Güter sind 
auch lebende Tiere.'' 

2. § 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für Kraftfahrzeuge von Unterneh- 
mern in Gemeinden, die in dem von der 
Bundesregierung anerkannten Zonenrand- 
gebiet der Bundesrepublik liegen, können 
die obersten Landesverkehrsbehörden zu- 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Güterkraftverkehrsgesetzes (GüKG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697) 
wird wie folgt geändert: 

1. entfällt 


2. § 2 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Für Kraftfahrzeuge von Unterneh- 
mern in Gemeinden, die in dem von der 
Bundesregierung anerkannten Zonenrand- 
gebiet der Bundesrepublik Deutsdiland 
nadi dem Stand vom 1. Januar 1957 lie- 
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Entwurf 

gunsten von Unternehmen des Güternah- 
verkehrs, die bereits am 1. April 1954 ihren 
Sitz in dem Zonenrandgebiet hatten, ange- 
nommene (fiktive) Standorte bestimmen, 
die nicht mehr als 40 km in der Luftlinie 
von dem Zonenrand der Bundesrepublik 
und vom tatsächlichen Standort liegen dür- 
fen. Entsprechendes gilt für die Kraftfahr- 
zeuge von Unternehmern, die ihren Sitz in 
Gemeinden haben, die nicht weiter als 20 
km in der Luftlinie vom Saargebiet entfernt 
liegen.“ 


3. In § 9 Abs. 2 Satz 2 werden nach den 
Worten „erstreckt wird“ folgende Worte 
angefügt: 

„und der Unternehmer das Alter von sech- 
zig Jahren erreicht hat oder infolge Ge- 
brechlichkeit zur Fortführung des Unter- 
nehmens auf die Dauer nachweislich nicht 
imstande ist.“ 


4. § 48 Abs. 3 wird aufgehoben. Absatz 4 wird 
Absatz 3. 

5. In 5 99 wird als Nummer 1 a eingefügt: 

yyl a, Güter mit Kraftfahrzeugen unter an- 
deren als den in diesem Gesetz für 
den Güternahverkehr y den Güter- 
fernverkehr oder den Werkverkehr 
bestimmten Voraussetzungen und 
außerhalb des Rahmens der Hoheits- 
tätigkeit des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden oder Gemeindeverbände 
sowie der Körperschaften und An- 
stalten des öffentlichen Rechts be- 
fördert f . 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 

gen, können die höheren Landesverkehrs- 
behörden zugunsten von Unternehmen 
des Güternahverkehrs, die bereits am 
1. April 1954 ihren Sitz oder eine nicht 
nur vorübergehende geschäftliche Nieder- 
lassung in dem Zonenrandgebiet hatten, 
angenommene Standorte bestimmen, die 
mit ihrem Ortsmittelpunkt nicht mehr als 
40 km in der Luftlinie von dem Zonen- 
rand der Bundesrepublik Deutschland und 
von dem Ortsmittelpunkt des tatsäch- 
lichen Standorts liegen dürfen. Entspre- 
chendes gilt für die Kraftfahrzeuge von 
Unternehmern, die ihren Sitz oder eine 
nicht nur vorübergehende geschäftliche 
Niederlassung in Gemeinden haben, die 
nicht weiter als 40 km in der Luftlinie 
vom Saar gebiet entfernt liegen.“ 

3. In § 9 Abs. 2 Satz 2 werden nach den 
Worten „erstreckt wird“ folgende Worte 
angefügt: 

„und der Unternehmer das Alter von 
sechzig Jahren erreicht hat oder infolge 
amtsärztlich festgestellter Gebrechlichkeit 
zur Fortführung des Unternehmens auf die 
Dauer nicht imstande ist.“ 

3a. In § 19 Abs. 1 werden nach den Worten 
„vorläufig weiterführen“ die Worte ein- 
gefügt: 

„oder ohne das Erfordernis des § 9 Abs. 2 
Satz 2 letzter Halbsatz im ganzen auf 
einen Dritten übertragen“ 

4. unverändert 

5. e n t f ä 1 1 1 


6. Der § 106 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Reichs kraftwagentarif vom 
30. März 1936 (Reidisverkehrsblatt B 
S. 71) mit seinen bis zum 18. Oktober 1952 
ergangenen Änderungen und Ergänzungen 
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Entwurf 


Artikel 2 

Das Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S, 1) auch 
im Lande Berlin. 


Artikel 3 

Das Gesetz tritt drei Monate nach seiner 
Verkündung in Kraft, 


Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 

gilt als auf Grund der § 21 Abs, 1 und 
§ 25 erlassen. ** 

Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Ver- 
kündung, Artikel 1. Nr. 2 einen Monat nach 
seiner Verkündung in Kraft. 
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